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AUF EINEN BLICK 

• 2021 ist in Deutschland jedes fünfte Kind unter 18 Jahren armuts-

gefährdet, bei den Jugendlichen und jungen Erwachsen von 18 bis 

unter 25 ist es jede vierte Person. Zu beobachten sind dabei große 

regionale Unterschiede. 

• Das Aufwachsen in materieller Armut ist für Kinder und Jugendliche 

oft von Dauer und mit nachhaltigen negativen Folgen verbunden. 

• Eine Reihe von sozialpolitischen Leistungen und Programmen soll 

die Situation von Kindern und Jugendlichen im unteren Einkom-

mensbereich verbessern. Ein etablierter Handlungsansatz auf kom-

munaler Ebene ist der Aufbau kommunaler Präventionsketten. 

• Trotz vieler Maßnahmen gelingen die Bekämpfung von Armutslagen 

bei Kindern und Jugendlichen und von deren (sozialer) Vererbung 

sowie die Prävention von Armutsfolgen bislang nicht. Dazu gibt es 

weiteren Forschungsbedarf.  
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ABSTRACT DEUTSCH 

Dieser Bericht gibt einen Überblick über die Situation von Kindern und 

Jugendlichen in materiellen Armutslagen unter Berücksichtigung regio-

naler Unterschiede. Dargestellt werden Hintergründe, Herausforderun-

gen und Handlungspotenziale für eine präventiv angelegte Sozialpolitik 

auf kommunaler Ebene mit Blick auf Kinder und Jugendliche in Armuts-

lagen. Dabei müssen weitere Rahmenbedingungen im Mehrebenen-

system wie der Landes- und Bundes- und EU-Ebene und sich daraus 

ergebende Schnittstellen berücksichtigt werden. Aktuell gibt es eine 

Vielzahl von Ansätzen und Programme auf den verschiedenen Ebenen, 

die Kinder- und Jugendarmut und ihre Folgen adressieren. Trotz dieser 

Vielzahl kann Armutslagen und Armutsfolgen bei Kindern und Jugend-

lichen bislang nicht nachhaltig entgegengewirkt werden. 

 

 

ENGLISH ABSTRACT 

This report provides an overview of the situation of children and youth 

in material poverty, taking into account regional differences. It describes 

the background, challenges and potentials for preventive social policies 

at the municipal level with regard to children and youth in poverty. Other 

framework conditions in the multi-level system, such as the state, fed-

eral and EU levels, and the resulting interfaces must be taken into ac-

count. Currently, there is a multitude of approaches and programs on 

different levels that address child and youth poverty and its conse-

quences. Despite this multitude, poverty situations and poverty conse-

quences among children and youth cannot yet be addressed in a sus-

tainable way. 
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1 Einleitung 

2021 wachsen in Deutschland nach Daten des Mikrozensus1 20,8 % der Kinder und Jugend-

lichen unter 18 Jahren in einem armutsgefährdeten Haushalt auf, also mehr als jedes fünfte 

Kind. Noch höher liegt der Anteil in der Altersgruppe der Jugendlichen und jungen Erwach-

senen von 18 bis unter 25 Jahren. Hier ist jede vierte Person (25,5 %) armutsgefährdet. Diese 

Anteile sind seit Jahren auf einem hohen Niveau. Junge Menschen sind in Deutschland eine 

der Bevölkerungsgruppen, die überdurchschnittlich von Armut betroffen sind. Regional unter-

scheiden sich die Armutsgefährdungsquoten zwischen den Bundesländern teilweise stark. 

Als weiterer Armutsindikator kann die Zahl von Kindern und Jugendlichen, die Mindestsiche-

rungsleistungen beziehen, herangezogen werden. Im Dezember 2021 lebten 12,8 % der Kin-

der und Jugendlichen unter 18 Jahren in Haushalten mit dem Bezug von Leistungen nach 

dem SGB II, der häufigsten Mindestsicherungsleistung.2 Das waren etwa 1,8 Millionen Kinder 

und Jugendliche. Dieser Anteil ist in den letzten Jahren etwas zurückgegangen. Die Daten 

zum SGB-II-Bezug sind auch kleinräumig auf Ebene der Kommunen und nach Alter verfüg-

bar, wodurch regionale Unterschiede nochmals sichtbarer werden. So liegt der Anteil der Kin-

der und Jugendlichen im SGB-II-Bezug in der kreisfreien Stadt Gelsenkirchen, in NRW, bei 

41,0 %, während dieser Anteil im Landkreis Pfaffenhofen an der Ilm, in Bayern, 1,9 % beträgt. 

Und auch innerhalb von Kommunen, im Besonderen in größeren Städten, bestehen tei ls 

große Unterschiede zwischen verschiedenen Stadtvierteln hinsichtlich der Anteile von Kin-

dern und Jugendlichen in Armutslagen (Helbig und Jähnen 2018). Auf kommunaler Ebene 

bestehen daher unterschiedliche Herausforderungen und sozialpolitische Handlungsbedarfe. 

 

Dass das Aufwachsen in Armutslagen nachhaltige Folgen für Kinder und Jugendliche haben 

kann, zeigen inzwischen eine Vielzahl von Übersichtswerken (vgl. zusammenfassend u. a. 

Butterwegge 2000; Klocke und Hurrelmann 2001; Laubstein et al. 2016; Chassé 2022). Die 

Bekämpfung von Kinderarmut wird seit Jahren von den politischen Parteien als dringende 

Aufgabe angeführt und war auch im Koalitionsvertrag der letzten Bundesregierung formuliert. 

Im Koalitionsvertrag der aktuellen Bundesregierung ist zu lesen: „Wir wol len Familien stärken 

und mehr Kinder aus der Armut holen. Dafür führen wir eine Kindergrundsicherung ein“ (SPD 

et al. 2021, S. 6). Für die Kindergrundsicherung liegen verschiedene Konzepte bereits vor 

(Liebert 2021). Die tatsächliche Ausgestaltung und Umsetzung bleiben noch abzuwarten. Ne-

ben einer Verbesserung der finanziellen Situation von Kindern und ihren Familien durch 

Transferleistungen braucht es auch eine entsprechende soziale Infrastruktur (Hanesch 2021). 

Mit Blick auf Kinder und Jugendliche in Armutslagen kommt dabei der kommunalen Sozial-

politik mit ihrer Infrastruktur und ihren Angeboten eine besondere Bedeutung zu (Hilke und 

 

1 Der dieser Studie zu Grunde liegende Datenstand ist Oktober 2022. 

2 2020 erhalten 77 % der Menschen im Mindestsicherungsbezug Leistungen nach dem SGB II. Weitere Mindest-

sicherungsleistungen werden nach dem Asylbewerberleistungsgesetz und als Hilfen zum Lebensunterhalt sowie 

als Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII gewährt. 
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Schütte 2022; Holz 2018; Schütte und Hilke 2021). In der Kommune offenbaren sich Risiko-

situationen von Kindern und Jugendlichen unmittelbar, und hier muss ihnen direkt begegnet 

werden. Inzwischen setzt eine Vielzahl von Programmen auf kommunaler Ebene und Lan-

desebene hier an (Prölß und Rinklake 2019; Richter-Kornweitz 2021; Weßler-Poßberg et al. 

2021). Etabliert hat sich dabei im Besonderen der Aufbau kommunaler Präventionsketten 

(Holz 2022a), der inzwischen von einer ganzen Reihe von Programmen auf Landesebene 

flankiert wird (z. B. in Niedersachen, Nordrhein-Westfalen, Hessen). Daneben machen sich 

aber auch weiterhin einzelne Kommunen mit ihren Ansätzen auf den Weg (z. B. Nürnberg 

oder Kiel) – auch unabhängig von begleitenden Landesprogrammen. Dies muss auch als 

Indiz für einen hohen Handlungsdruck in den Kommunen gewertet werden. 

 

Vor diesem Hintergrund blickt die vorliegende Studie auf Kinder und Jugendliche in Armuts-

lagen unter besonderer Berücksichtigung der damit einhergehenden sozialpolitischen Her-

ausforderungen und Handlungspotentiale auf kommunaler Ebene. Im Fokus stehen die Fra-

gen: Wie gestaltet sich die empirische Ausgangslage, und welche Unterschiede bestehen mit 

Blick auf die empirische Ausgangslage zwischen Bundesländern und Kommunen? Wie wird 

der Risikosituation von Kindern und Jugendlichen im Rahmen von kommunaler Sozialpolitik 

begegnet? Welche Ansätze lassen sich aktuell identifizieren? Wie sind diese in Strategien 

auf Landes- und Bundesebene sowie europäischer Ebene eingebettet? Und welcher weitere 

Forschungsbedarf lässt sich daraus ableiten? 
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2 Hintergrund 

Zum Hintergrund stellt dieses Kapitel Aspekte zur Messung von Armut bei Kindern und Ju-

gendlichen vor (2.1), gibt einen Überblick über die Elemente sozialer Sicherung (2.2), die für 

Kinder und Jugendliche vorgesehen sind, unter besonderer Berücksichtigung der kommuna-

len Ebene, und verweist auf die UN-Kinderrechtskonvention als weiteren rechtlichen Rahmen 

(2.3). 

 

2.1. MESSUNG VON ARMUT BEI KINDERN UND 
JUGENDLICHEN 

Armutslagen von Kindern und Jugendlichen werden in der Regel über den Haushaltskontext, 

in dem sie aufwachsen, vermittelt und so auch ermittelt. Zur Definition und Messung von Ar-

mut bei Kindern und Jugendlichen können verschiedene Konzepte herangezogen werden 

(Dittmann und Goebel 2019; Gerull 2020). Für Deutschland bedeutet dies in der Regel eine 

Auseinandersetzung mit relativer Armut, bestimmt in Relation zum durchschnittlichen Wohl-

standsniveau der Bevölkerung, und nicht mit absoluter Armut, die beschreibt, dass ein abso-

lutes physisches Existenzminimum unterschritten wird. Sehr häufig herangezogen wird das 

Ausmaß der Einkommensarmutsgefährdung. Die Armutsgefährdungsquote gibt hier entspre-

chend den Anteil der Kinder und Jugendlichen wieder, die in einem Haushalt leben, der we-

niger als 60 % des Medianeinkommens aller Haushalte zur Verfügung hat (Goebel und 

Krause 2019). Zur Bestimmung werden häufig repräsentative Befragungsdaten herangezo-

gen. Daneben kann auch die Voraussetzung für den Bezug von Mindestsicherungsleistungen 

als Armutsindikator herangezogen werden (Goebel und Krause 2019; Munz-König 2013). Aus 

diesem Zugang kann auch die politische Einordnung in ,bekämpfte Armut‘ – d. h. Mindestsi-

cherungsleistungen werden bezogen – und ,verdeckte Armut‘ – d. h. ein bestehender An-

spruch auf Mindestsicherungsleistungen wird nicht geltend gemacht – abgeleitet werden 

(Hauser 2018; Tophoven et al. 2016). Der Bezug von Mindestsicherungsleistungen führt bei 

Haushaltskonstellationen mit Kindern aktuell zu einem Einkommen nahe der Einkommensar-

mutsgefährdungsschwelle. Die Armutsmessung über den Bezug von Mindestsicherungsleis-

tungen ist auch der zentrale Zugang zur Auseinandersetzung mit Armut auf kommunaler 

Ebene. Daten der amtlichen Statistik, die kleinräumig verfügbar sind, ermöglichen inter- und 

intrakommunale Betrachtungen und können zur kommunalen Sozialberichterstattung und So-

zialplanung genutzt werden (Brülle und Krätschmer-Hahn 2019). Beide zunächst beschriebe-

nen Zugänge stellen eine indirekte Armutsmessung dar, da das Einkommen und der Bezug 

von Mindestsicherungsleistungen nur eine Annäherung an die tatsächliche Lebenssituation 

sind. Inzwischen herrscht weitestgehend Einigkeit darüber, dass Armut nicht nur an materiel-

len Ressourcen festzumachen ist, sondern ein soziokulturelles Existenzminimum zu beachten 

ist (Bäcker 2019). Direkte Armutsmessungen wie der Lebensstandardansatz versuchen, stär-

ker den tatsächlichen Lebensstandard über das Vorhandensein von Gütern, aber auch der 
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Verwirklichung kultureller und sozialer Teilhabe zu berücksichtigen (Christoph 2016). Inzwi-

schen finden hier auch kindspezifische Aspekte Berücksichtigung (Lietzmann und Wenzig 

2020). 

 

Unbestritten ist außerdem, dass Armut ein mehrdimensionales Konzept ist, bei dem gerade 

mit Blick auf Kinder und Jugendliche ein ganzheitlicher Blick auf die Lebenslage nötig ist 

(Gerull 2020) und auch Verwirklichungs- und Teilhabechancen berücksichtigt werden sollten 

(Apel et al. 2017; Schäfer-Walkmann und Störk-Biber 2013). Weiterhin dominieren aber rela-

tive, indirekte Armutsmessungen, was auch mit der leichteren Umsetzung und der Verfügbar-

keit entsprechender Datengrundlagen zu begründen ist. So können Aussagen über Umfang 

und Ausmaß von Armut in einer Bevölkerung getroffen werden. Inzwischen erfolgen dabei 

zunehmend auch Betrachtungen von Armutslagen im Längsschnitt (z. B. Fehr 2020; Fertig 

und Tamm 2010; Groh-Samberg 2009; Tophoven 2020; Volf et al. 2019), was Aussagen über 

Zeitpunkte, Dauer und Muster von Armutserfahrungen im Lebensverlauf ermöglicht. Neben 

der Beschreibung von Umfang und Ausmaß auf Basis quantitativer Daten ist es auch wichtig, 

qualitative Zugänge zur Untersuchung von Armutslagen zu wählen, um Lebensrealitäten von 

Kindern, Jugendlichen und ihren Familien vertieft abbilden zu können, wie eine Reihe von 

Studien zeigen (z. B. Andresen und Galic 2015; Brettschneider et al. 2020; Chassé et al. 

2010). Insgesamt ist festzuhalten, dass bei der Messung von Armut die Perspektiven der 

Kinder und Jugendlichen selbst und ihre Bedarfe bislang zu kurz kommen (Andresen 2020; 

Rahn 2020; Seddig 2020; Seddig et al. 2021) – dies gilt auch für die sozialpolitischen Zugänge 

und Schlussfolgerungen. 

 

 

2.2. SOZIALE SICHERUNG VON KINDERN UND JUGENDLI-
CHEN 

Soziale Gerechtigkeit herzustellen, Nachteile auszugleichen und Armut entgegenzuwirken 

sind Kernaufgaben eines Sozialstaats. In der Ausgestaltung spiegelt sich dies in Deutschland 

als sozialem und föderalem Staat (Art. 20 u. Art. 28 GG) in einem hochkomplexen, 

fragmentierten Leistungssystem wider, aus dem sich eine Vielzahl an Schnittstellen und 

Zuständigkeitsklärungen ergeben. Neben dem hohen Maß an Spezialisierung muss als ein 

Nachteil unter anderem beschrieben werden, dass komplexe Problemlagen und Bedarfe, wie 

im Falle von Kindern und Jugendlichen in Armutslagen, so nur schwer zu bearbeiten sind. 

Eine integrierte Bearbeitung wird deutlich erschwert (Brettschneider 2019; Stöbe-Blossey et 

al. 2021; Leitner 2022). 

 

Alle Familien werden aktuell mit verschiedenen Geldleistungen unterstützt, worunter die steu-

erfinanzierten Versorgungsleistungen wie das Kindergeld (einkommensunabhängig) und das 

Elterngeld (einkommensabhängig) fallen sowie steuerliche Erleichterungen. Um Armut ent-

gegenzuwirken, sieht das Sozialleistungsrecht Geld-, Sach- und Dienstleistungen vor (§ 11 

SGB I). Ergänzt werden kann die (Arbeits)marktregulierung (Bäcker 2019). Bei Familien mit 

geringem Einkommen können nach Bedarfsprüfung in Form von steuerfinanzierten Zuschüs-

sen das Wohngeld, der Kinderzuschlag, der Unterhaltsvorschuss wie auch die Ausbildungs-

förderung für Jugendliche direkt in Anspruch genommen werden (Bäcker 2019). Zur Siche-

rung des soziokulturellen Existenzminimums sind außerdem Mindestsicherungsleistungen 

wie die Grundsicherung für Arbeitslose (SGB II), die Sozialhilfe (SGB XII) und Leistungen für 

Asylbewerber*innen (AsylbLG) vorgesehen, die jeweils mit einer Klärung der Zuständigkeit 

und einer umfassenden Bedürftigkeitsprüfung einhergehen (Bäcker 2019). Im Rahmen der 

Mindestsicherungsleistungen z. B. im SGB II ist ein „Regelbedarf zur Sicherung des Lebens-

unterhalts“ wie folgt definiert: 
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„Der Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasst insbesondere Ernäh-
rung, Kleidung, Körperpflege, Hausrat, Haushaltsenergie ohne die auf die Heizung und 
Erzeugung von Warmwasser entfallenden Anteile sowie persönliche Bedürfnisse des 
täglichen Lebens. Zu den persönlichen Bedürfnissen des täglichen Lebens gehört in 
vertretbarem Umfang eine Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemein-
schaft“ (§ 20 Abs. 1 SGB II). 
 

Für Kinder und Jugendliche sind in den Mindestsicherungsleistungen eigene Regelbedarfs-

stufen in Abhängigkeit von ihrem Alter vorgesehen. Seit dem 01. Januar 2022 beträgt der 

Regelbedarf für Kinder im Alter von null bis fünf Jahren 285 Euro, für Kinder im Alter von 

sechs bis 13 Jahren 311 Euro und für Kinder und Jugendliche im Alter von 14 bis 17 Jahren 

376 Euro.3 Hinzu kommen für Kinder und Jugendliche Leistungen zu Bildung und Teilhabe 

und für die Bedarfsgemeinschaften die Kosten für Unterkunft und Heizung (in angemessener 

Höhe und den regional unterschiedlichen Wohnungsmarkt berücksichtigend) plus ggf. einma-

lige Leistungen und eventuelle Mehrbedarfe z. B. in der Schwangerschaft, für Alleinerzie-

hende oder Menschen mit Behinderungen. 

 

Eine Bekämpfung von Armutslagen gelingt, wenn mit den vorgesehenen Leistungen das so-

ziokulturelle Existenzminimum von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien gewährleistet 

werden kann. Die Festsetzung der Berechnung und Höhe des soziokulturellen Existenzmini-

mums ist auch eine politische Entscheidung und berücksichtigt auch fiskalische Aspekte 

(Bäcker 2019). Die Höhe der Regelbedarfe insgesamt und im Besonderen für Kinder und 

Jugendliche wurde und wird immer wieder kritisiert, und eine Anpassung der Berechnungs-

grundlage und der Sicherung der sozialen und kulturellen Teilhabe von Kindern war auch 

bereits Gegenstand eines Urteils des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG 2010), woraus 

sich u. a. die eigenen Regelbedarfsstufen für Kinder und Jugendliche ergeben haben, die auf 

Grundlage der individuellen Bedarfe der Kinder und Jugendlichen festzulegen sind und nicht 

aus den Bedarfen von Erwachsenen abgeleitet werden dürfen. Eine weitere Folge des Urteils 

vom BVerfG war die Einführung des Bildungs- und Teilhabepakets (BuT), um die kindspezi-

fischen Bedarfe im Bereich Bildung und Teilhabe ausreichend zu berücksichtigen. Leistungen 

für Bildung und Teilhabe sind entsprechend nicht im Regelbedarf der Kinder und Jugendli-

chen enthalten. Diese Leistungen sind zusätzlich zu beantragen. Die Leistungen des BuT 

umfassen finanzielle Mittel für den Schulbedarf, Ausflüge, Lernförderung, Mittagsverpflegung 

und die Teilnahme an kulturellen und sozialen Aktivitäten, wie z. B. Vereinsmitgliedschaften. 

Das BuT steht allen Kindern und Jugendlichen zur Verfügung, die in Haushalten aufwachsen 

mit dem Bezug von SGB-II-, SGB-XII- oder Asylbewerberleistungen sowie Wohngeld oder 

Kinderzuschlag. Es richtet sich somit an alle Kinder und Jugendlichen im Transferleistungs-

bezug. Zuständig für die Ausgestaltung und Umsetzung der Leistungen des BuT sind die 

Kommunen. 

 

Auch in der aktuellen Debatte um eine Kindergrundsicherung sind die Festlegung der Bedarfe 

von Kindern und Jugendlichen ein zentrales Element (Lenze 2019). „Die soziale Teilhabe von 

Kindern darf sich nicht an einem absoluten Minimum orientieren, sondern an dem, was in der 

Mitte der Gesellschaft möglich und üblich ist“ (Lenze 2019, S. 64). Aktuell führt der Bezug 

von Mindestsicherungsleistungen zu einer Einkommenshöhe nahe an der Armutsgefähr-

dungsschwelle und kann ein soziokulturelles Existenzminimum nicht vollumfänglich herstel-

len (Bäcker 2019; Lenze 2011). Empirische Ergebnisse zeigen, dass die Höhe der Regelbe-

darfe bei Familien mit Kindern die elementare Grundversorgung gewährleistet, aber finanzi-

elle Reserven kaum gebildet werden können und im Besonderen kulturelle und soziale Teil-

habe kaum realisiert werden kann (Tophoven et al. 2018). 

 

3 Vgl. hierzu https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Grundsicherung-Arbeitslosengeld-II/Arbeitslosengeld-II/arbeitslo-

sengeld-2.html#doc5790d24f-5902-41f7-ab75-d31bf87ea183bodyText2 (Zugegriffen: 7. September 2022). 

https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Grundsicherung-Arbeitslosengeld-II/Arbeitslosengeld-II/arbeitslosengeld-2.html#doc5790d24f-5902-41f7-ab75-d31bf87ea183bodyText2
https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Grundsicherung-Arbeitslosengeld-II/Arbeitslosengeld-II/arbeitslosengeld-2.html#doc5790d24f-5902-41f7-ab75-d31bf87ea183bodyText2
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Den Kommunen kommt im föderalen System in vielen Bereichen eine zentrale Rolle zu – so 

auch in der Gestaltung und Umsetzung von Sozialpolitik (Brettschneider und Klammer 2017). 

Eine besondere Rolle hat die kommunale Ebene auch vor dem Hintergrund der Herstellung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse (Art. 72 GG) (Hanesch 2011). Die Bereitstellung der be-

schriebenen Mindestsicherungsleistungen zur Sicherung des Existenzminimums nach dem 

SGB II und dem SGB XII und auch der Bereich der Jugendhilfe nach dem SGB VIII wie auch 

die Schulverwaltung fallen in den Aufgabenbereich der Kommunen. Hinzu kommt der Auftrag 

der Umsetzung des AsylbLG. So erfolgen die Zugänge zu diesen bundeseinheitlichen Sozi-

alleistungen und die damit verbundene Betreuung auf kommunaler Ebene in einem komple-

xen und fragmentierten Zuständigkeitssystem bei verschiedenen Behörden, die sich hier in 

Teilen wiederum auf verschiedenen Verwaltungsebenen innerhalb von Kommunen verteilen 

können (Bogumil et al. 2021; Grohs 2010). Den Kommunen fällt außerdem die Aufgabe der 

Daseinsvorsorge zu, die die Bereitstellung der nötigen öffentlichen Infrastruktur umfasst, wie 

beispielsweise die Gasversorgung, Bildungseinrichtungen und Schwimmbäder. 

Unterschieden wird hier zwischen freiwilligen Leistungen und Pflichtaufgaben, die sich aus 

bundes- oder landesrechtlichen Regelungen ergeben. Im Bereich der freiwilligen Leistungen 

besteht dabei durchaus ein großer Gestaltungs- und Entscheidungsspielraum für die 

Kommunen (Bäcker et al. 2020). 

 

Auf kommunaler Ebene wird im Rahmen der kommunalen Daseinsvorsorge auch die soziale 

Infrastruktur bereitgestellt und geplant (Bäcker et al. 2020; Hanesch 2011). Hierzu gehören 

die Bereitstellung der gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung, die Angebote und 

Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe, die Angebote und Unterstützung für Menschen mit 

Behinderung sowie die Tagesbetreuung für Kinder und die frühkindliche Bildung sowie das 

Bildungswesen, arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und Berufsberatung und die kommunale 

Daseinsvorsorge mit ihrer Infrastruktur und ihren Angeboten vor Ort. Die beschriebenen Leis-

tungen sind teilweise kostenfrei, teilweise mit Gebühren oder Zuzahlungen versehen (Bäcker 

2019). Mit Blick auf die Verbesserung der Situation von Kindern und Jugendlichen in Armuts-

lagen und die Stärkung ihrer Teilhabechancen kommt hierbei der (frühkindlichen) Bildung und 

ihren Institutionen eine besondere Rolle zu. Hingewiesen wird hier auf ein besonderes prä-

ventives Potenzial dieser Institutionen (Deppe 2022; u. a. Groos und Jehles 2015). Zur Ver-

besserung der Situation von Kindern und Jugendlichen in Armutslagen ist neben den Zugän-

gen zu den beschriebenen Transferleistungen auch die soziale Infrastruktur mit ihren Ange-

boten von Bedeutung (Hanesch 2021; Hilke und Schütte 2022; Holz 2018). Eine zentrale 

Bedeutung kommt der Jugendhilfe zu, aber auch Bildungs- und Gesundheitswesen stellen 

soziale Dienste bereit, wodurch sich eine Vielzahl von Schnittstellen ergeben. Diese sozialen 

Dienstleistungen sollen allen Menschen zugänglich sein. Dies ist im Besonderen für Kinder, 

Jugendliche und ihren Familien in Armutslagen relevant. Die vorhandenen Angebote müssen 

diese Zielgruppe auch erreichen und für diese Zielgruppe ausgestaltet sein (Holz 2018). Ge-

rade bei den Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe zeigt sich ein vielfältiges Angebot, das 

im SGB VIII geregelt ist und auf kommunaler Ebene umgesetzt wird. Dazu gehören Hilfen zur 

Erziehung wie die Erziehungsberatung oder Einzelfallhilfen, aber auch der Rechtsanspruch 

auf eine Kindertagesbetreuung (Holz 2018) und die Angebote der offenen Kinder- und Ju-

gendarbeit, die im Besonderen auch Kinder und Jugendliche in prekären Lebenslagen er-

reicht (Icking und Deinet 2021). In Hinblick auf Kinder und Jugendliche in Armutslagen haben, 

wie schon erwähnt, die Bereiche Schule und frühkindliche Bildung und Betreuung einen 

besonderen Stellenwert, da diese nahezu alle Kinder und Jugendlichen erreichen. In diesen 

Bereichen kommen auch landesrechtlichen Regelungen eine besondere Bedeutung zu. So 

ergeben sich gerade in diesem Bereich und dann auch nochmal komplexer im Übergang von 
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der Schule in den Beruf (Stöbe-Blossey et al. 2019, 2021) eine Reihe von Schnittstellen 

zwischen Bund, Ländern und Kommunen wie auch zu den Sozialversicherungen. 

 

Thematisiert werden müssen dabei auch die unterschiedliche finanzielle Ausstattung der 

Kommunen (Beznoska und Kauder 2020; Grohs und Reiter 2017; Hanesch 2011) und die 

sich daraus ergebenden Restriktionen oder Möglichkeiten der Ausgestaltung der 

Daseinsvorsorge, die zu deutlichen Unterschieden zwichen den Kommunen führen können. 

Ein Beispiel sind auch die Gebühren für die Kindertagesbetreuung (Spieß 2019) oder die 

Herausforderung der Digitalisierung der Schulen durch die kommunalen Schulträger (Brand 

et al. 2021). Diese Entwicklung wird sich angesichts aktueller Herausforderungen möglicher-

weise noch verschärfen, wird hier nicht gegengesteuert. 

 

Auch die Europäische Kommission misst dem Themenbereich Bekämpfung von Kinderarmut 

bzw. sozialer Inklusion große Bedeutung zu und empfiehlt den Mitgliedsstaaten, die Einfüh-

rung einer Europäischen Kindergarantie zu unterstützen, die den Zugang bedürftiger Kinder 

zu hochwertigen Dienstleistungen garantieren soll (Europäische Kommission 2021, S. 7). Die 

geplante Kindergarantie sieht den kostenlosen Zugang von bedürftigen Kindern zu frühkind-

licher Betreuung, Bildung und Erziehung, Bildungsangeboten und schulbezogenen Aktivitä-

ten, mindestens einer gesunden Mahlzeit pro Tag und Gesundheitsversorgung vor. Zudem 

soll der effektive Zugang zu gesunder Ernährung und Wohnraum garantiert werden. Für 

Deutschland sollte hier, wie schon in der Einleitung erwähnt, im Besonderen auch das Zu-

sammenwirken bzw. eine Abgrenzung oder Zusammenfassung mit der geplanten Kinder-

grundsicherung berücksichtigt werden. 

 

 

2.3. KINDERRECHTLICHE ASPEKTE 

Das bereitgestellte Existenzminimum im Rahmen der Grundsicherung muss menschenwürdig 

ausgestaltet sein und so Artikel 1 des Grundgesetzes entsprechen (Bäcker 2019; BVerfG 

2010; Lenze 2011; Leßmann und Laruffa 2020). Mit Blick auf Kinder und Jugendliche ist auch 

die Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen (UN-KRK), die von Deutschland 1992 ra-

tifiziert und ins geltende Recht überführt wurde, heranzuziehen.4 Bislang besteht häufig nur 

eine lose Verknüpfung zwischen der Bearbeitung von Kinderarmut und den Kinderrechten. 

Ein besonderer Stellenwert kommt dabei den Artikeln 26 und 27 der UN-KRK zu. Artikel 26 

der UN-KRK beschreibt das Recht auf Soziale Sicherheit. Hier heißt es in Absatz 1: 
 
„Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf Leistungen der sozialen Si-
cherheit einschließlich der Sozialversicherung an und treffen die erforderlichen Maß-
nahmen, um die volle Verwirklichung dieses Rechts in Übereinstimmung mit dem inner-
staatlichen Recht sicherzustellen“ (Art. 26 Abs. 1 UN-KRK). 
 

Artikel 27 der UN-KRK sieht für Kinder und Jugendliche das Recht auf angemessene Lebens-

bedingungen entsprechend „seiner körperlichen, geistigen, seelischen, sittlichen und sozia-

len Entwicklung“ (Abs. 1) und Unterhaltsleistungen vor. Die Soziale Sicherheit und der ange-

messene Lebensstandard von Kindern werden in der Regel über ihre Eltern oder andere für 

sie verantwortliche Personen gesichert bzw. über den Haushalt, in dem sie aufwachsen. Ist 

dies aber nicht möglich, muss – bei Bedürftigkeit – eine entsprechende Unterstützung greifen 

durch „materielle Hilfs- und Unterstützungsprogramme insbesondere im Hinblick auf Ernäh-

rung, Bekleidung und Wohnung“ (Art. 27 Abs. 3 UN-KRK). 

 

 

4 Im Besonderen in der Corona-Pandemie wurde deutlich, dass eine systematische Berücksichtigung der UN-

Kinderrechtskonvention in Deutschland bislang fehlt. Die Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen und ihre 

Rechte wurden hier nicht oder erst nachrangig berücksichtigt (Klundt 2022).  
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Die Bundesregierung legt im Rahmen des Staatenberichtsverfahrens (Art. 44 UN-KRK) alle 

fünf Jahre einen Bericht zum Stand der Umsetzung der UN-KRK vor (BMFSFJ 2019). Im 

aktuellen Staatenbericht der Bundesregierung wird mit Blick auf den Artikel 27 von den ver-

schiedenen Initiativen auf Landesebene berichtet, die Kinderarmut in den Blick nehmen (vgl. 

dazu auch 4.2), sowie der stärkeren Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen wie auch Ver-

besserungen beim Kinderzuschlag und beim Bildungs- und Teilhabepaket (BMFSFJ 2019). 

Darüber hinaus wird zu den Artikeln 26 und 27 auch eine Einschätzung von Kindern und 

Jugendlichen selbst, aus verschiedenen Studien, berücksichtigt. Von Armut betroffene Kinder 

und Jugendliche berichten von Verzicht und Einschränkungen, die ihre Lebenslage kenn-

zeichnen. Im Besonderen berichten sie Einschränkungen hinsichtlich ihrer sozialen Teilhabe. 

In Ergänzung dazu wird auch auf die besondere Situation von geflüchteten Kindern und Ju-

gendlichen in Deutschland verwiesen, die als Einschränkung ihre Wohnsituation und die da-

mit fehlende Privatsphäre nennen (BMFSFJ 2019). 

 

Neben dem Staatenbericht legt die National Coalition Deutschland –Netzwerk zur Umsetzung 

der UN-Kinderrechtskonvention e. V. mit ca. 100 Mitgliedsorganisationen einen ergänzenden 

Bericht als Perspektive der Zivilgesellschaft vor. Bezüglich der Umsetzung der Artikel 26 

und 27 hält die National Coalition (2019) für Deutschland fest, dass die hohen Armutsquoten 

von Kindern und Jugendlichen wie auch ein hoher Anteil von Haushaltskonstellationen mit 

Kindern, die ihre Ansprüche auf Sozialleistungen nicht verwirklichen, zu beanstanden sind. 

Dies wird im nächsten Kapitel auch nochmal auf Grundlage aktueller Daten deutlich. Gefor-

dert wird außerdem, die sozialen Sicherungsleistungen stärker an den tatsächlichen Bedarfen 

und Rechten von Kindern auszurichten und Kinder und Jugendliche an der Ermittlung zu be-

teiligen (National Coalition Deutschland 2019). Dies ist ein Aspekt, der auch generell bei der 

Messung von Armut bei Kindern und Jugendlichen deutlich zu kurz kommt (vgl. 2.1). Plädiert 

wird auch für eine Kindergrundsicherung, die die bestehenden Leistungen bündelt und zu-

sammenführt. Auch die Leistungen des Bildungs- und Teilhabepaketes sollten in diese Leis-

tung überführt werden (National Coalition Deutschland 2019). Diese Forderung entspricht den 

aktuellen Überlegungen zur Einführung einer Kindergrundsicherung (Liebert 2021; SPD et al. 

2021). Insgesamt sind die verschiedenen politischen Ebenen auch eine Herausforderung im 

Rahmen der Berichterstattung zur Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention (National Coa-

lition Deutschland 2019). Auf allen Ebenen passiert etwas und bestehen Zuständigkeiten. 

Eine systematische Berichterstattung, die alle Ebenen in den Blick nimmt, fehlt aber. 
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3 Empirische Ausgangslage 

In diesem Kapitel werden einige empirische Befunde zur Situation von Kindern und Jugend-

lichen in Armutslagen dargestellt. Das Kapitel 3.1 gibt einen Überblick über Armut von Kindern 

und Jugendlichen, verweist auf Erkenntnisse zu Armutsfolgen für Kinder und Jugendliche und 

geht auf die Dauer von Armutslagen ein. Unter 3.2 wird das aktuelle Ausmaß von Armutsge-

fährdung und Mindestsicherungsbezug unter Berücksichtigung regionaler Unterschiede be-

richtet, bevor unter 3.3 Erkenntnisse zur Inanspruchnahme sozialstaatlicher Leistungen dar-

gestellt werden. 

 

3.1. ARMUT VON KINDERN UND JUGENDLICHEN 

Armutslagen von Kindern und Jugendlichen werden über den Haushaltskontext vermittelt, in 

dem sie aufwachsen. Die Daten des Mikrozensus zeigen, dass Alleinerziehende (überwie-

gend Mütter) ein besonders hohes Armutsrisiko haben. Ihre Armutsgefährdungsquote lag 

2021 bei 41,6 %. Insgesamt steigt auch mit der Anzahl der Kinder im Haushalt das Armutsri-

siko. Die Armutsgefährdungsquote von Haushalten mit zwei Erwachsenen und drei und mehr 

Kindern lag 2021 bei 31,6 %. Zum Vergleich: Die Armutsgefährdungsquote von Haushalten 

mit zwei Erwachsenen und einem Kind lag 2021 bei 8,7 %. Weiterhin sind Einkommensar-

mutslagen eng mit der Erwerbssituation der Personen im Haushalt verknüpft. Die Armutsge-

fährdungsquote von Erwerbslosen lag 2021 bei 48,8 %. Höhere Armutsrisiken sind für Men-

schen mit einem geringen Umfang der Erwerbstätigkeit und einer Tätigkeit im Niedriglohnbe-

reich festzustellen wie auch für Personen mit einem niedrigen Qualifikationsniveau. Auch 

Krankheit und Behinderung sind Armutsrisiken (Tophoven et al. 2016). Hier spiegelt sich auch 

wider, dass die Systeme sozialer Sicherung in Deutschland eine starke Erwerbszentrierung 

aufweisen (Bäcker 2019; Leitner 2022). Ein höheres Armutsrisiko weisen auch Kinder in 

Haushalten mit Migrationshintergrund oder Fluchterfahrung auf (Butterwegge 2020). So lag 

die Armutsgefährdungsquote für Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit 2021 bei 

35,3 %. Trotz der engen Verknüpfung von Kinder- und Familienarmut bedarf es eigener For-

schungsperspektiven auf die Folgen von Armut für Kinder und Jugendliche unter Berücksich-

tigung ihrer eigenen Perspektiven (Neuberger und Hübenthal 2020; Rahn 2020). 

 

Dass das Aufwachsen in materiellen Armutslagen für Kinder mit vielfältigen negativen Folgen 

für verschiedene Lebensbereiche wie Gesundheit (z. B. mehr Entwicklungsdefizite), Bildung 

(seltenere Wechsel auf Gymnasien), soziale und kulturelle Teilhabe (weniger Freizeitaktivitä-

ten, Konzentration auf kostenfreie Angebote, kleinere Netzwerke) und auch das Wohlbefin-

den einhergehen kann, ist in der Forschung inzwischen umfassend und hinreichend belegt 

(vgl. zum Überblick u. a. Laubstein et al. 2016; Chassé 2022). Materielle Armutslagen bedeu-

ten dabei einerseits Verzicht und Einschränkungen in vielen Lebensbereichen in Kindheit und 

Jugend, also in der aktuellen Situation, andererseits sind negative Folgen für den weiteren 

Lebensverlauf nachgewiesen. Das Aufwachsen in materieller Armut stellt einen schlechteren 
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Ausgangspunkt für den weiteren Lebensverlauf dar. Zur Betrachtung von Kinderarmut und 

ihren Folgen wählen eine Reihe von Studien den Zugang über die familiäre Armutslage an-

hand des Einkommens oder des Bezugs von Mindestsicherungsleistungen und betrachten 

davon ausgehend genauer die konkreten Auswirkungen materieller Armutslagen für verschie-

dene Lebensbereiche der Kinder. Herauszustellen ist die AWO-ISS-Studie, die ausgehend 

von einer Armutslage des Haushalts auf die materielle, soziale, gesundheitliche und kulturelle 

Situation der Kinder blickt und so verschiedene Lebenslagentypen herausarbeitet und auch 

die Perspektive der Kinder selbst berücksichtigt. Unterschieden werden die Lebenslagen 

„Wohlergehen“, „Benachteiligung“ und „multiple Deprivation“. Auch nicht-arme Kinder erfah-

ren Benachteiligungen oder können mehrfach Benachteiligungen erfahren, aber Kinder aus 

armen Haushalten sind deutlich häufiger mehrfach benachteiligt und seltener der Lebenslage 

„Wohlergehen“ zugeordnet (Hock et al. 2000; Volf et al. 2019). Die Studie betrachtet die Ar-

mutssituationen der Kinder und später der Jugendlichen und jungen Erwachsenen außerdem 

im Längsschnitt und verbindet quantitative und qualitative Elemente (Volf et al. 2019). Die 

Wiederholungsstudien verdeutlichen, dass das Aufwachsen in materieller Armut ein Risiko-

faktor für die Entwicklung junger Menschen ist, der sich bei andauernden Armutserfahrungen 

nochmal deutlich intensiviert (Holz et al. 2006; Laubstein et al. 2012; Volf et al. 2019). In der 

dritten Wiederholungsstudie, die die inzwischen jungen Erwachsenen im Alter von 25 Jahren 

befragt, zeigt sich, dass bei den jungen Erwachsenen, die Armutserfahrungen in der Kindheit 

gemacht haben, ein Drittel auch heute in einer materiellen Armutslage lebt, während zwei 

Drittel aktuell nicht in einer Armutslage leben. Das Aufwachsen in finanziell gesicherten 

Verhältnissen hingegen ist ein Prädiktor dafür, auch später im jungen Erwachsenenalter in 

finanziell gesicherten Verhältnissen zu leben. Der Berufswahlphase kommt dabei eine 

besondere Bedeutung zu, ökonomisch selbstständig zu werden. Eine erfolgreiche 

Berufsorientierung und ein Berufsabschluss gelingen aber den jungen Erwachsenen mit 

Armutserfahrungen schlechter als jungen Erwachsenen ohne Armutserfahrungen, was 

einerseits auf niedrigere Abschlüsse, andererseits auch auf fehlende passende 

Unterstützungsmöglichkeiten zurückgeführt werden muss. Auf die fehlende Passung mit dem 

aktuellen Hilfesystem wurde auch schon in den Vorgängerstudien hingewiesen. Die jungen 

Menschen mit Armutserfahrungen bringen sich darüber hinaus seltener in politische Prozesse 

ein als junge Erwachsene ohne Armutserfahrungen – möglicherweise auch aufgrund einer 

gewissen Desillusionierung mit Blick auf politische Versprechen wie Chancengerechtigkeit  

(Volf et al. 2019). 

 

Weitere aktuelle Forschungsbefunde auf Basis von weiteren Längsschnittdaten unterstrei-

chen, dass Armutslagen wie auch gesicherte Einkommenslagen in Kindheit und Jugend häu-

fig verfestigt sind. Eine Studie auf Basis der Daten des PASS identifiziert bei der Betrachtung 

von Einkommenslagen über einen Zeitraum von fünf Jahren vier Armutsmuster: Ein Muster 

umfasst temporäre Armutserfahrungen (10 %), drei Muster sind von dauerhaften oder 

wiederkehrenden Armutserfahrungen geprägt, diesen sind 21 % der Kinder zugeordnet. 

Etwas mehr als zwei Drittel der Kinder sind dem Muster „dauerhaft gesichert“ zugeordnet 

(69 %) und machen keine Armutserfahrungen (Tophoven 2020). In einer längerfristigen 

Perspektive auf Basis des SOEP zeigt sich zudem, dass es mit zunehmender Dauer der 

Armutserfahrung immer unwahrscheinlicher wird, eine Armutslage zu verlassen (Fehr 2020). 

Zudem zeigt sich eine hohe Wahrscheinlichkeit auch über Generationen hinweg, in Armut zu 

verharren, was Hinweise auf eine verminderte Aufstiegsmobilität in Deutschland gibt und In-

diz einer (sozialen) Vererbung von Armut ist (Böhnke und Heizmann 2019; Groh-Samberg et 

al. 2020; Groh-Samberg und Voges 2014; Schütte 2013). 
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Zusammenhänge zwischen dem Aufwachsen in Armutslagen und Folgen für weitere Lebens-

bereiche und den weiteren Lebensverlauf sind bereits umfassend erforscht. Diese Erkennt-

nisse fließen auch in die Praxis und die Ausgestaltung von Handlungsansätzen ein, dennoch 

stellt sich die Frage, wie die zahlreichen Erkenntnisse der Forschung noch systematischer in 

wirksame (politische) Maßnahmen umgesetzt werden können (Butterwegge 2021; Holz 2018) 

und so zu einer effektiven Bekämpfung von Armut und ihren Folgen beitragen können. Im 

Besonderen der Prävention der (sozialen) Vererbung von Armut sollte noch deutlich mehr 

Aufmerksamkeit geschenkt werden. 

 

 

3.2. AUSMAẞ VON ARMUT BEI KINDERN UND JUGENDLI-
CHEN UNTER BERÜCKSICHTIGUNG REGIONALER 
UNTERSCHIEDE 

2021 waren in Deutschland nach Daten des Mikrozensus 20,8 % der Kinder und Jugendlichen 

unter 18 Jahren armutsgefährdet. Bei den Jugendlichen und jungen Erwachsenen im Alter 

von 18 bis unter 25 Jahren waren es 25,5 %. Diese Quoten verweilen bereits seit Jahren auf 

diesem hohen Niveau (siehe hierzu auch Anhang 1 u. Anhang 2).5 Zwischen den Bundeslän-

dern zeichnen sich dabei einige Unterschiede ab. In Abbildung 1 wird ersichtlich, dass vor 

allem Bayern aktuell mit einer vergleichsweise niedrigen Armutsgefährdungsquote der unter 

18-Jährigen (13,4 %) heraussticht. In Relation etwas niedrigere Quoten weisen außerdem 

noch Brandenburg (17,2 %) und Baden-Württemberg (17,6 %) auf. Die höchste Armutsge-

fährdungsquote zeigt sich mit deutlichem Abstand für den Stadtstaat Bremen (41,1 %). Rela-

tiv hohe Quoten gibt es außerdem noch in Sachsen-Anhalt (25,2 %), Nordrhein-Westfalen 

(24,6 %) und Hessen (24,4 %). So ergeben sich teilweise deutlich unterschiedliche Voraus-

setzungen und Herausforderungen auf Ebene der Bundesländer. 

 
Abbildung 1: Armutsgefährdungsquoten von Kindern und Jugendlichen unter 18 Jah-
ren 2021 nach Bundesländern in % 

 

5 Ende der 1980er Jahre prägte Hauser den Begriff „Infantilisierung der Armut“ zur Beschreibung der zunehmen-

den Armutsbetroffenheit von Kindern und Jugendlichen (Hauser 1989). Dieser Trend hat sich verstetigt, und bis 

heute sind Kinder und Jugendliche eine der Bevölkerungsgruppen, die überproportional häufig von Armut be-

troffen sind. 
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Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Gemeinsames Statistikportal, Daten 

des Mikrozensus 2021, eigene Darstellung.  

Nicht in der Abbildung ausgewiesen sind aufgrund der kleinen Flächen die Werte für Berlin 

(23,3 %), Bremen (41,1 %), Hamburg (20,7 %) und das Saarland (22,1 %). 

 

Das Armutsniveau ist mit Blick auf die verschiedenen Bundesländer unterschiedlich ausge-

prägt, die Struktur der von Armutsgefährdung betroffenen Menschen ist aber weitestgehend 

ähnlich. Kinder und Jugendliche und im Besonderen junge Menschen unter 25 Jahren weisen 

die höchsten Quoten auf. Eine Ausnahme stellt allerdings Bayern dar. Hier ist die Gruppe der 

Personen, die 65 Jahre und älter sind, am stärksten von Armutsgefährdung betroffen (siehe 

Anhang 1 u. Anhang 2). 

 

Ein Blick auf die Grundsicherungsleistungen als weiterer Armutsindikator zeigt, dass im De-

zember 2021 12,8 % der Kinder und Jugendlichen unter 18 Jahren in einem Haushalt mit 

Bezug von SGB-II-Leistungen lebten, der häufigsten Mindestsicherungsleistung. Das waren 

1,76 Millionen Kinder und Jugendliche. Daneben kann eine Gruppe von Haushalten durch 

den Bezug des Kinderzuschlags ihre Einkommenssituation verbessern und so auch in der 

Regel den SGB-II-Leistungsbezug vermeiden. Vom Kinderzuschlag konnten im März 2022 

725.768 Kinder und Jugendliche profitieren. Diese Zahl hat in den letzten beiden Jahren zu-

genommen und lag im Januar 2020 noch bei 299.168 (Familienkasse 2020, 2022).6 Hinzu 

kommen weitere Kinder und Jugendliche im Bezug von Mindestsicherungsleistungen nach 

dem SGB XII oder dem Asylbewerberleistungsgesetz oder Kinder und Jugendliche im Wohn-

geldbezug, der als Zuschuss Haushalte mit geringen Einkommen stärkt. Diese Zahlen werden 

 

6 Der Kinderzuschlag wird an Haushaltskonstellationen mit Kindern und einem geringen Erwerbseinkommen ge-

zahlt und verhindert so den SGB-II-Bezug. Mit dem sogenannten ,Starke-Familien-Gesetz‘ wurde diese Leistung 

ab 2019 einfacher gestaltet und die Zugänge erweitert, worauf vermutlich auch ein Teil des Anstiegs zurückzu-

führen ist (vgl. hierzu Plewka 2019). 
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im Rahmen der Amtlichen Sozialberichterstattung nicht nach Alter aufgeschlüsselt darge-

stellt. 

 

Die Daten zum SGB-II-Bezug sind sehr kleinräumig verfügbar. So lassen sich auch Unter-

schiede auf der kommunalen Ebene abbilden. Auf die Relevanz dieser Daten für die kommu-

nale Ebene wurde schon verwiesen (vgl. 2.1). Abbildung 2 stellt die Anteile von Kindern und 

Jugendlichen unter 18 Jahren in Haushalten mit Bezug von Leistungen nach dem SGB II im 

Dezember 2021 für die Kreise und kreisfreien Städte dar. Je dunkler die Farbe, desto höher 

der Anteil von Kindern und Jugendlichen unter 18 Jahren im SGB-II-Bezug. Auch hier spiegelt 

sich, wie schon bei der Betrachtung der Bundesländer, tendenziell ein Nord-Süd-Gefälle wi-

der. 

 
Abbildung 2: Anteil von Kindern und Jugendlichen unter 18 Jahren in Haushalten mit 
SGB-II-Bezug im Dezember 2021 in Kreisen und kreisfreien Städten 

 

Anteile in Bezug zur Gesamtbevölkerung unter 18 Jahren.  

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2022), eigene Darstellung 

Es zeigt sich wiederum, dass im Besonderen in den Kommunen Bayerns und auch Baden-

Württembergs vergleichsweise niedrige Anteile von Kindern und Jugendlichen in SGB-II-

Haushalten vorliegen. Dennoch wird ersichtlich, dass innerhalb jedes Bundeslandes regio-

nale und interkommunale Unterschiede bestehen. Auffallend hohe Anteile von Kindern und 

Jugendlichen sind im Besonderen in Regionen verortet, die Prozessen des Strukturwandels 

unterliegen, wie beispielsweise im Ruhrgebiet oder auch im Saarland. Unter den Kommunen 

mit sehr hohen Werten finden sich im Besonderen die kreisfreien Städte wieder. Anteile von 

über 30 % weisen die kreisfreien Städte Gelsenkirchen (41,0 %), Bremerhaven (33,7 %), Wil-

helmshaven (31,7 %), Essen (30,8 %) und Duisburg (30,7 %) auf. Die drei niedrigsten Quoten 

sind in den bayrischen Landkreisen Ansbach (2,3 %), Unterallgäu (2,2 %) und Pfaffenhofen 

a. d. Ilm (1,9 %) verortet. 
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Neben den beschriebenen regionalen Unterschieden zwischen Bundesländern und Kommu-

nen ist bekannt, dass außerdem große Unterschiede innerhalb von Städten bestehen. So 

lässt sich teilweise eine sehr ausgeprägte Segregation beispielsweise in Bezug auf den SGB-

II-Bezug feststellen (vgl. hierzu u. a. Helbig und Jähnen 2018; Jeworutzki und Schräpler 

2020). Das heißt, dass Menschen im SGB-II-Bezug sich auf einzelne Wohnquartiere konzent-

rieren. Dies sind häufiger Sozialräume mit hohem kommunalem Handlungsbedarf 

(Grundmann und Winkler 2022). Mit Blick auf Kinder und Jugendliche kann dies auch heraus-

fordernd für Schulen (Helbig 2021; Klein 2017) und Kitas (Jehles 2022) sein, auf die sich 

Kinder und Jugendliche aus Armutslagen konzentrieren können und die sich in Quartieren 

mit einem hohen Handlungsbedarf und geringen Ressourcen befinden. So entsteht eine dop-

pelte Benachteiligung. Sozialräumliche Aspekte stellen eine weitere Herausforderung für das 

kommunale Handeln dar, die bei der Umsetzung von Armuts(folgen)prävention zu beachten 

sind. Auch aus kinderrechtlicher Perspektive besteht die Forderung, im Besonderen benach-

teiligte Quartiere in den Kommunen gezielt zu unterstützen und gut auszustatten, um armuts-

betroffene Kinder und Jugendliche nicht noch weiter zu benachteiligen (National Coalition 

Deutschland 2019). Insgesamt werden regionale Unterschiede bislang noch zu wenig syste-

matisch in der Forschung zu Kindheit und Jugend berücksichtigt (Ludwig 2022).  

 

 

3.3. INANSPRUCHNAHME SOZIALSTAATLICHER LEISTUN-
GEN 

Der Sozialstaat sieht bereits eine ganze Reihe von Leistungen zur Verbesserung der Einkom-

menssituation von Familien mit Kindern vor (vgl. 2.2). Mit Blick auf die Inanspruchnahme zeigt 

sich dabei aber, dass hohe Anteile von potenziell berechtigten Haushalten finanzielle Leis-

tungen wie das Wohngeld, den Kinderzuschlag oder die Grundsicherung nicht in Anspruch 

nehmen (Bruckmeier und Wiemers 2018; Becker 2011). Als Gründe für die Nicht-Inanspruch-

nahme von Sozialhilfe verweist eine ältere Studie auf verschiedene Informationsdefizite, tat-

sächliche oder vermutete bürokratische Hürden sowie die Sorge, dass weitere Angehörige zu 

Unterhaltszahlungen herangezogen werden könnten (Mika 2006). In der Forschung können 

außerdem vielfältige Barrieren hinsichtlich der Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen 

identifiziert werden. Nutzende berichten über ein Gefühl von Stigmatisierung durch die Inan-

spruchnahme und nehmen diese als Makel oder Defizit wahr. Gegenüber den verschiedenen 

Ämtern und Angeboten bestehen Vorurteile, die mit der Angst vor Ablehnung und Fremdbe-

stimmung oder Autonomieeinschränkungen verbunden sein können. Zudem werden auch die 

bestehenden Voraussetzungen für die Inanspruchnahme als Barrieren wahrgenommen – wie 

die auszufüllenden Formulare, die Antragstellung, das Wissen über die konkreten Angebote 

wie auch die Wege und die damit verbundenen Fahrtkosten zu passenden Angeboten. Dar-

über hinaus muss die Bereitschaft bestehen, Hilfe anzunehmen (Oelerich und Schaarschuch 

2021). Weiterhin zeigt sich, dass Angebote spezifische Zielgruppen mit Unterstützungsbedarf 

nur bedingt erreichen. Am Beispiel der Frühen Hilfen zeigt sich, dass Kenntnis und Nutzung 

der kostenfreien Angebote für Familien mit einem höheren Bildungsniveau wahrscheinlicher 

sind und Familien mit einem geringeren Bildungsniveau, die tendenziell auch mehr Belas-

tungslagen ausgesetzt sind, diese Angebote weniger stark in Anspruch nehmen (Eickhorst et 

al. 2016; Neumann und Renner 2016). Hier gibt es Hinweise auf ein Präventionsdilemma, 

was zur Beschreibung des Umstandes genutzt werden kann, dass die eigentlichen Zielgrup-

pen mit bestehenden Angeboten nicht oder nur schwer erreicht werden können (Altgeld 

2021). Für Arbeitsmarktprogramme für Jugendliche im Übergang von der Schule in den Beruf 

wird außerdem ein ,Matthäus-Effekt‘ aufgezeigt. Er beschreibt den Umstand, dass innerhalb 
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der Zielgruppen von Maßnahmen die weniger Benachteiligten innerhalb der Zielgruppe stär-

ker profitieren können und möglicherweise auch bevorzugt werden aufgrund schnellerer Er-

folge (Knize et al. 2021; Pisoni 2018). 

 

Das BuT soll seit 2011 die soziale und kulturelle Teilhabe für Kinder und Jugendliche im 

Transferleistungsbezug erweitern (vgl. 2.2). Diese Leistungen sind zusätzlich zu beantragen, 

teilweise über Einzelanträge oder vereinfachte Antragswege, oder können pauschal abgeru-

fen bzw. über Globalanträge beantragt oder von Institutionen wie Kitas oder Schulen abgeru-

fen werden (Dehmer et al. 2020). Die Zuständigkeit zur Ausgestaltung liegt bei den Kommu-

nen. In der Umsetzung haben Kommunen verschiedene Strategien entwickelt, die auch die 

Handlungsspielräume der Kommunen bei der Ausgestaltung abbilden und die so auch unter-

schiedliche ,Erfolge‘ bei der Inanspruchnahme widerspiegeln (Kaps und Marquardsen 2017). 

Eine verlässliche Berichterstattung zu tatsächlichen Inanspruchnahmen bzw. tatsächlicher 

Auszahlung der BuT-Leistungen liegen nicht vor (Dehmer et al. 2020; Kaps und Marquardsen 

2017). Eine Studie des Paritätischen versucht Einschätzungen zur Inanspruchnahme zu tref-

fen und berechnet dazu Teilhabequoten für die Leistungsart „Teilhabe am sozialen und kul-

turellen Leben in der Gemeinschaft“, die die Zahl der dem Grunde nach bewilligten Anträge 

in Bezug zu den bestehenden Leistungsansprüchen der Leistungsberechtigten im Alter von 

sechs bis unter 15 Jahren setzt (Dehmer et al. 2020). 

 
Abbildung 3: Teilhabequote für die Leistungsart „Teilhabe am sozialen und kulturellen 
Leben in der Gemeinschaft“ des BuT in % der Berechtigten (6 bis unter 15 Jahre) 

 

Die Teilhabequote setzt den Bestand an Leistunsberechtigten und ihre Leistungsansprüche 

in Bezug zu den bewilligten Leistungsansprüchen und bewilligten Anträgen der Leistungsart 

„Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft“.  

Quelle: Dehmer et al. (2020), eigene Darstellung 

 

Die so ermittelten Teilhabequoten variieren dabei teilweise erheblich. So ist dieser Wert in 

Schleswig-Holstein (48,9 %) und Mecklenburg-Vorpommern (35,0 %) relativ hoch, während 

er in Hamburg (2,6 %) auffallend niedrig ist (Abbildung ). Ausgewiesen werden in der Studie 

auch die Werte für die Kreise und kreisfreien Städte. Auch hier bestehen erhebliche Unter-

schiede. Das Beispiel der Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets und dessen Inan-

spruchnahme weist auf mögliche Probleme in der Umsetzung von Leistungen für Kinder und 

Jugendliche in Armutslagen hin. Ob das Starke-Familien-Gesetz, das vereinfachte Zugänge 

vorsieht, hier zu einer nachhaltigen Verbesserung führen kann, bleibt noch abzuwarten 

(Grohs 2019). Insgesamt ist der Umsetzung und Inanspruchnahme von BuT-Leistungen wie 

auch deren Implementation in eine Kindergrundsicherung weiter nachzugehen.  
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4 Handlungsansätze präventiver Sozial-
politik auf kommunaler Ebene mit Blick 
auf Kinder und Jugendliche in Armuts-
lagen 

Da so viele Verantwortlichkeiten und Handlungs- und Entscheidungsspielräume auf der kom-

munalen Ebene bestehen, liegt es nahe, dass auch die Risikosituation von Kindern und Ju-

gendlichen in Armutslagen auf der kommunale Ebene bearbeitet wird und die Rolle der Kom-

munen und der kommunalen Gegebenheiten reflektiert und in Strategien und Handlungsan-

sätzen berücksichtigt wird. Schon lange wird auf die Notwendigkeit einer integrierten (So-

zial-)Planung und Sozialberichterstattung im Rahmen der kommunalen Daseinsvorsorge mit 

Blick auf Menschen in Armutslagen in der Kommune (Brülle und Krätschmer-Hahn 2019; 

Burmester 2011; Hanesch 2011) verwiesen. Neue Berücksichtigung findet die Rolle der 

Kommunen in der Sozialpolitik im Besonderen in der Auseinandersetzung mit der präventiven 

Funktion von Sozialpolitik, also mit der Ausgestaltung einer vorsorgenden Sozialpolitik 

(Brettschneider und Klammer 2017). Die Ausgestaltung der präventiven Arbeit im Bereich der 

Jugendhilfe scheint tatsächlich nicht unbeeinflusst von der Haushaltslage der Kommune und 

kann durch eine prekäre Haushaltslage erschwert werden. Eine präventive strategische 

Ausrichtung der Kommunen scheint dabei aber unter bestimmten Voraussetzungen auch mit 

knappen kommunalen Ressourcen möglich (Grohs und Reiter 2017). Zudem lässt sich mit 

Blick auf Kinder und Jugendliche auch aus dem SGB VIII (§ 1 SGB VIII) wie auch aus der 

UN-Kinderrechtskonvention ein gesetzlicher Handlungsauftrag zur Prävention ableiten. Der 

Kommune kommt eine entscheidende Rolle bei der Sicherstellung der materiellen Grundver-

sorgung über Zugänge und Informationen zu, und sie kann kindbezogene Armutsprävention 

auf kommunaler Ebene umsetzen (Holz 2010). Die Umsetzung integrierter präventiver Kon-

zepte auf kommunaler Ebene kann dazu beitragen, „gleichwertige Lebens- und Teilha-

bechancen für alle jungen Menschen“ zu realisieren und auf verfestigte Armutslagen zu rea-

gieren (Stolz et al. 2015, S. 4). Manifestiert haben sich präventive Ansätze auf kommunaler 

Ebene vor allem im Konzept der kommunalen Präventionskette (Holz 2010, 2020; Richter-

Kornweitz 2021), das im Folgenden vorgestellt werden soll (4.1). Daneben gibt es aktuell 

noch eine Vielzahl weiterer präventiver Ansätze und Programme, die sich an die kommunale 

Ebene richten (so z. B. bundesweit Bildung integriert oder Zusammen im Quartier – Kinder 

stärken – Zukunft sichern in NRW etc., vgl. zum Überblick hierzu auch Brettschneider und 

Klammer 2021). Dabei scheint es angesichts der dynamischen Entwicklung von Programmen 

kaum möglich, solche Überblicke aktuell zu halten. Unter 4.2 wird dennoch versucht, aktuelle 

Programme auf Ebene der Bundesländer zu benennen, die das Konzept der kommunalen 

Präventionskette berücksichtigen, bevor unter 4.3 beispielhaft drei verschiedene kommunale 

Ansätze kurz vorgestellt werden. Auch dieser Überblick stellt nur einen kleinen Ausschnitt 

dar. 
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4.1. DAS KONZEPT DER KOMMUNALEN PRÄVENTIONS-
KETTE 

Im Fokus der kommunalen Präventionskette stehen Kinder und Jugendliche in materiellen 

Armutslagen aufgrund der nachgewiesenen Benachteiligungslagen (vgl. 0). Ein Ziel der kom-

munalen Präventionskette besteht darin, in der Kommune eine kindbezogene strukturelle Ar-

mutsprävention aufzubauen. Dazu bildet die Kommune ein Präventionsnetzwerk und verstän-

digt sich auf ein Leitbild zur Orientierung. Die Präventionskette wird entlang der Lebensbio-

graphie von Kindern und Jugendlichen und den Regeleinrichtungen aufgebaut. Dies erfordert 

die Zusammenarbeit aller relevanten Akteur*innen in einer Kommune mit Bezügen zu Kindern 

und Jugendlichen. Entlang der Lebensbiographie von Kindern und Jugendlichen wird die Prä-

ventionskette mit Begleitung, Unterstützung und passenden Angeboten basierend auf den 

Bedarfen von Kindern und ihren Familien aufgebaut (s. Abbildung ). Die bestehende Ange-

botsstruktur muss auf ihre Passung hin geprüft werden, evtl. sind neue Angebote erforderlich. 

Eine besondere Aufmerksamkeit gilt vulnerablen Phasen in der Lebensbiographie von Kin-

dern und Jugendlichen. Dies sind beispielsweise die Übergänge im Lebensverlauf wie von 

der Kita in die Grundschule oder auch der Übergang in die Berufsorientierungsphase. Zu 

berücksichtigen sind dabei auch Lebensereignisse, die mit Veränderungen verbunden sind, 

wie Umzüge, Erkrankungen oder auch Trennungen. Durch den Aufbau und die Umsetzung 

einer kommunalen Präventionskette sollen aktuelle Benachteiligungen abgebaut, eine Bewäl-

tigung ermöglicht sowie Resilienz gefördert werden. Perspektivisch bedeutet der Aufbau einer 

kommunalen Präventionskette auch Unterstützung und Hilfe für die Zukunft, um erneuten 

oder verfestigten Erfahrungen von Armut und Ausgrenzung entgegenzuwirken (vgl. u. a. Holz 

2010, 2018, 2020, 2022a; Richter-Kornweitz 2021). Als erster Baustein der Präventionskette 

sind die Frühen Hilfen zu benennen (Sann und Salzmann 2020). Mit diesen liegt auch ein 

Beispiel für eine bundesweite Förderung eines präventiven Angebots für die kommunale 

Ebene vor. 

 
Abbildung 4: Beispiel einer Präventionskette 

Quelle: ISS Frankfurt a.M. 
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Im Konzept der kommunalen Präventionskette kommt der Kommune eine zentrale Rolle zu 

(Holz 2020; Richter-Kornweitz 2021). Auf kommunaler Ebene kann die Umsetzung als Kreis-

lauf verstanden werden. Der Ausgangspunkt ist die Beschreibung der möglichen Problemla-

gen mit Blick auf Kinder und Jugendliche in Armutslagen und sich daraus ergebende Aufga-

ben. Bestehende Netzwerke und Akteure in der Kommune werden in den Blick genommen, 

um eine Steuerungsgruppe für das Vorhaben zu bilden. Diese entwickelt ein gemeinsames 

Leitbild für ihre Arbeit. Es empfiehlt sich, in jedem Fall die Politik einzubinden und über einen 

entsprechenden Beschluss das Vorhaben abzusichern. Zum Vorhaben wird auch die 

(Fach-)Öffentlichkeit informiert und sensibilisiert und so auch eingebunden. Auf fachlicher 

Ebene werden Bedarfe ermittelt sowie Ziele und Maßnahmen beschrieben und entsprechend 

umgesetzt. Die Ergebnisse werden überprüft sowie Wirkungen und Wirksamkeit in den Blick 

genommen (Holz 2020, S. 308). So oder in ähnlicher Form wird die Verwirklichung für die 

kommunale Umsetzung auch im Rahmen der bestehenden Programme beschrieben (s. z. B. 

Dezort et al. 2017). In der Verwirklichung kommt häufig dem Jugendamt eine koordinierende 

Funktion zu, die Koordination der Umsetzung kann aber auch in Stabsstellen oder im Ge-

sundheitsamt angesiedelt sein. Die Evaluation der kommunalen Präventionskette im Bundes-

land NRW kommt außerdem zu der Erkenntnis, dass das Konzept der kommunalen Präven-

tionskette auch als Dachstruktur geeignet ist, um weitere Programme und Ansätze, beispiels-

weise aus dem Gesundheits- oder Schulbereich, zur Verbesserung der Lebenssituation von 

Kindern und Jugendlichen als Bausteine der kommunalen Präventionskette zu integrieren 

(Brümmer et al. 2018). 

 

Das Konzept der kommunalen Präventionskette hat sich inzwischen durchgesetzt und etab-

liert und wird in einer ganzen Reihe von Kommunen und Bundesländern umgesetzt, wie im 

nächsten Abschnitt dargestellt wird. Die Rahmung der Programme, die Schwerpunktsetzun-

gen (z. B. ein starker Fokus auf die gesundheitliche Lebenslage) und Ausgestaltung (z. B. ein 

Fokus auf die Lebensphase frühe Kindheit) kann sich dabei durchaus voneinander unter-

scheiden, was angesichts unterschiedlicher kommunaler Herausforderungen durchaus sinn-

voll sein kann, insgesamt werden aber auch viele Gemeinsamkeiten in den Ansätzen deutlich. 

 

 

4.2. PROGRAMME AUF LANDESEBENE 

Inzwischen bestehen eine Vielzahl von Programmen auf kommunaler Ebene und Landes-

ebene mit einem Fokus auf Kinder und Jugendliche in Armutslagen, die sich am Konzept der 

kommunalen Präventionskette orientieren (Prölß und Rinklake 2019; Richter-Kornweitz 2021; 

Weßler-Poßberg et al. 2021). Diese sind in der folgenden Tabelle kurz überblicksartig darge-

stellt (Tabelle ). Ausgewählt wurden hier Landesprogramme, die Elemente des Konzepts der 

kommunalen Präventionskette berücksichtigen.  

 
Tabelle 1: Ausgewählte aktuelle Maßnahmen, Programme und Initiativen mit einem 
Fokus auf Kinder und Jugendliche in Armutslagen auf der Ebene von Bundesländern 

Bundesland Beschreibung 

Baden-Würt-

temberg 

 

Starke Kinder – chancenreich startete 2015 in den Städten Singen und 

Tübingen mit Unterstützung aus Landesmitteln. Aktuell bestehen in Baden-

Württemberg 26 Präventionsnetzwerke gegen Kinderarmut in insgesamt 18 

Stadt- und Landkreisen, flankiert vom Landesprogramm. 

Weitere Informationen: https://www.starkekinder-bw.de/ 

Berlin 

 

In Berlin wurde 2017 die Landeskommission zur Prävention von Kinder- 

und Familienarmut eingerichtet, und 2021 wurde eine gesamtstädtische Stra-

tegie auf den Weg gebracht. 

https://www.starkekinder-bw.de/
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Weitere Informationen: https://www.berlin.de/sen/jugend/jugend-und-familien-

politik/familienpolitik/kinder-und-familienarmut/ 

Brandenburg 

 

Starke Familien – Starke Kinder, Runder Tisch gegen Kinderarmut wurde 

2015 initiiert und bis 2019 fortgeführt, zugehörige Handlungsempfehlungen 

wurden 2019 veröffentlicht (Landtag Brandenburg 2019). Außerdem werden in 

Brandenburg seit 2022 Anlaufstellen für Familien als Impulsgeber für kommu-

nale Unterstützungsstrukturen von der Auridis-Stiftung gefördert und in Koope-

ration mit der Gesundheit Berlin-Brandenburg umgesetzt. 

Weitere Informationen: 

https://msgiv.brandenburg.de/msgiv/de/themen/soziales/armut-bekaemp-

fen/runder-tisch-kinderarmut/ 

Bremen 

Im Stadtstaat Bremen ist 2022 eine Kommunale Gesamtstrategie „Frühe 

Kindheit“ initiiert worden. Im Fokus stehen Kinder bis zum Alter von sechs 

Jahren. Ausgangspunkt ist der Blick auf die verfestigten Armutslagen bei Kin-

dern und ihren Familien. 

Weitere Informationen: Stahmann (2022) 

Hessen 

2022 ist in Hessen das Programm Präventionsketten in Hessen gestartet, das 

Kommunen bei dem Aufbau von kommunalen Präventionsketten unterstützt. 

Umgesetzt wird das Programm vom Hessischen Ministerium für Soziales und 

Integration in Kooperation mit der Auridis-Stiftung und der HAGE (Hessischen 

Arbeitsgemeinschaft für Gesundheitsförderung e. V.), wo eine Landeskoordi-

nierungsstelle eingerichtet ist. 

Weitere Informationen: 

https://hage.de/aktivitaeten/landesprogramm-praeventionsketten-hessen/  

Niedersachsen 

Seit 2016 setzt in Niedersachsen, gefördert von der Auridis-Stiftung gGmbH, 

die Landesvereinigung für Gesundheit und Akademie für Sozialmedizin Nieder-

sachsen e. V. das Programm Präventionsketten Niedersachsen: Gesund 

aufwachsen für alle Kinder! um und begleitet die Kommunen beim Aufbau 

von Präventionsketten. Aktuell setzen 22 Städte und Landkreise in Niedersach-

sen das Programm um. 

Weitere Informationen: https://www.praeventionsketten-nds.de/  

Nordrhein-

Westfalen 

 

NRW setzt seit 2020 das Programm kinderstark. NRW schafft Chancen um. 

Dieses Programm führt die Programme Kein Kind zurücklassen! (Start 2012, 

begleitet von der Bertelsmann-Stiftung) und Kommunale Präventionsketten 

NRW (Start 2017) fort. 2022 sind 116 Kommunen, kreisfreie Städte, Kreise wie 

auch kreisangehörige Städte in NRW beteiligt. Begleitet werden die Kommunen 

von der Servicestelle Prävention wie auch der Koordinationsstelle Kinderarmut 

(LVR)7 und der Servicestelle Gelingendes Aufwachsen – Netzwerke für Kinder 

(LWL) bei den Landesjugendämtern. 

Weitere Informationen: https://www.kinderstark.nrw/ 

Thüringen 

 

Seit 2022 wird in Thüringen über das Institut für kommunale Planung und Ent-

wicklung an der Fachhochschule Erfurt in Kooperation mit dem Thüringer So-

zialministerium und der Auridis-Stiftung das Programm Thüringer Präventi-

onsketten umgesetzt. Es soll das gelingende Aufwachsen von Kindern im Alter 

von null bis zehn Jahren in den Kommunen verbessern. 

Weitere Informationen: https://www.ikpe-erfurt.de/#page-73  

Quelle: eigene Darstellung, Recherchestand 19.08.2022 

 

7 2011 startete in NRW außerdem das von der Auridis-Stiftung geförderte Programm Teilhabe ermöglichen – 

Kommunale Netzwerke gegen Kinderarmut, an dem sich 39 Jugendämter im Rheinland beteiligt haben.  

Weitere Informationen unter: https://www.lvr.de/de/nav_main/jugend_2/jugendmter/koordinationsstellekinder-

armut/teilhabe_ermoeglichen/koordinationsstellekinderarmut_4.jsp (Zugegriffen: 19. August 2022). 

https://www.berlin.de/sen/jugend/jugend-und-familienpolitik/familienpolitik/kinder-und-familienarmut/
https://www.berlin.de/sen/jugend/jugend-und-familienpolitik/familienpolitik/kinder-und-familienarmut/
https://msgiv.brandenburg.de/msgiv/de/themen/soziales/armut-bekaempfen/runder-tisch-kinderarmut/
https://msgiv.brandenburg.de/msgiv/de/themen/soziales/armut-bekaempfen/runder-tisch-kinderarmut/
https://hage.de/aktivitaeten/landesprogramm-praeventionsketten-hessen/
https://www.praeventionsketten-nds.de/
https://www.kinderstark.nrw/
https://www.ikpe-erfurt.de/#page-73
https://www.lvr.de/de/nav_main/jugend_2/jugendmter/koordinationsstellekinderarmut/teilhabe_ermoeglichen/koordinationsstellekinderarmut_4.jsp
https://www.lvr.de/de/nav_main/jugend_2/jugendmter/koordinationsstellekinderarmut/teilhabe_ermoeglichen/koordinationsstellekinderarmut_4.jsp
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Neben den in der Tabelle dargestellten Programmen haben Bundesländer weitere 

Förderprogramme, die einzelne Maßnahmen mit dem Fokus auf Kinder und Jugendliche in 

Armutslagen in Kommunen fördern. Ein etablierter Baustein der Finanzierung von 

Maßnahmen zur Bekämpfung von Armut und Armutsfolgen bei Kindern und Jugendlichen und 

zum Aufbau von kommunalen Strukturen sind für die Länder und Kommunen Mittel aus dem 

Europäischen Sozialfonds (ESF), die in verschiedene Programme und Maßnahmen fließen. 

Antragsberechtigt sind bei einzelnen Förderprogrammen neben den Kommunen 

beispielsweise auch die anerkannten Träger der freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII. 

Daneben werden die Programme und Maßnahmen auch von einer Reihe von Stiftungen 

gefördert. 

 

 

4.3. BEISPIELE KOMMUNALER ANSÄTZE 

Neben den vorgestellten Programmen auf Landesebene wurden in einzelnen Kommunen teil-

weise schon früh spezifische Initiativen gestartet, um Kinderarmut auf kommunaler Ebene zu 

begegnen. Teilweise sind diese inzwischen auch in Landesprogramme eingebettet, wie es für 

Monheim am Rhein, einer kreisangehörigen Kommune im Kreis Mettmann in NRW, gilt. Im 

Kreis Mettmann liegt der Anteil der Kinder und Jugendlichen unter 18 Jahren in Haushalten 

mit SGB-II-Bezug bei 15,5 %. Monheim am Rhein, selbst ernannte ,Hauptstadt der Kinder‘, 

etabliert seit 2002 unter dem Namen Mo.Ki verschiedene Bausteine zum Aufbau einer kom-

munalen Präventionskette – mit wissenschaftlicher Begleitung und auf Grundlage politischer 

Beschlüsse und Entwicklungspläne (Stadt Monheim am Rhein o. J.). Im Fokus stehen die 

kindbezogene Armutsprävention wie auch eine armutssensible Handlungsweise in allen Be-

reichen. Inzwischen liegt auch eine Gesamtevaluation vor (Holz und Mitschke 2019). Mon-

heim muss als Vorbild für viele weitere Ansätze und Programme gelten. 

 

Als ein weiteres Beispiel sei auf die kreisfreie Stadt Nürnberg in Bayern verwiesen. Im De-

zember 2021 leben in Nürnberg 15,0 % der Kinder und Jugendlichen unter 18 Jahren in Haus-

halten mit SGB-II-Bezug. Seit 2008 gibt es hier ein Programm, das Kinderarmut in der Groß-

stadt in den Fokus rückt und 2018 aktualisiert wurde zum Kommunalen Arbeitsprogramm 

gegen Kinder- und Jugendarmut –Soziale Integration und Teilhabe ermöglichen! Im Rahmen 

des Programms wird vor allem die Armutsfolgenprävention für Kinder und Jugendliche in den 

Blick genommen. Hier wird ein Einfluss- und Wirkungsbereich der Kommune identifiziert.  

 
„Die Kommune steht besonders in der Verantwortung, Betroffenen Teilhabe zu ermög-
lichen. Dies ist kommunale Kernkompetenz: Die Kommune informiert über rechtliche 
Leistungsansprüche, schafft kostenfreie/-günstige Teilhabeangebote, informiert über 
Angebote, kümmert sich um Vernetzung, akquiriert und gibt Mittel für Projekte, unter-
stützt monetär, um Zugänge zu ermöglichen“ (Prölß und Rinklake 2019, S. 87).  
 

In Bayern gibt es kein begleitendes Landesprogramm. 

 

Dies gilt auch für Schleswig-Holstein, wo aber in der Landeshauptstadt Kiel das Programm 

Viele Wege – ein Ziel. Kieler Netzwerk gegen Kinderarmut umgesetzt wird. 26,5 % der Kinder 

und Jugendlichen unter 18 Jahren wachsen in Kiel im Dezember 2021 in einem Haushalt mit 

SGB-II-Bezug auf. Das Programm ist seit 2005 aktiv und hat ein Netzwerk etabliert, Kinder-

armutskonferenzen durchgeführt und verschiedene Maßnahmen auf den Weg gebracht. Da-

bei wird für Spenden, Sponsoring und ehrenamtliche Unterstützung geworben. Eine Maß-

nahme ist beispielsweise das Projekt Kiel für nix, das kostenfreie Angebote für Kinder, Ju-

gendliche und ihre Familien in Kiel zusammenstellt. Parallel steht in Kiel ein Sozialbericht zur 
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Verfügung, der hier im Besonderen auch als Ansatzpunkt die unterschiedlichen Herausforde-

rungen in den Kieler Stadtteilen herausstellt und detaillierte Informationen zum Bezug von 

Mindestsicherungsleistungen bei Kindern darstellt (Landeshauptstadt Kiel 2021). 

 

Bislang muss festgehalten werden, dass nicht alle Kommunen das Thema Kinderarmut mit 

einer integrierten präventiven Strategie bearbeiten. Dabei spielen sicherlich die unterschied-

lich großen Herausforderungen eine Rolle, aber auch die Möglichkeitsspielräume – personell 

wie finanziell. Eine umfängliche und erschöpfende Darstellung der verschiedenen Initiativen 

auf kommunaler Ebene, die systematisch die verschiedenen Ergebnisse, Bedingungen und 

Gelingensfaktoren herausarbeitet, gibt es bislang noch nicht. Die Notwendigkeit solcher in-

tegrierender Handlungsansätze scheint unbestritten. Die kommunale Ebene ist die Hauptak-

teurin bei der Umsetzung, aber Landes- und Bundesebene kommen ebenfalls wichtige Funk-

tionen zu als Verantwortliche für gesamtgesellschaftliche Belange, und sie müssen Rahmen-

bedingungen und Unterstützung für Kommunen schaffen. 
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5 Fazit 

2021 leben 20,8 % der Kinder und Jugendlichen unter 18 Jahren und 25,5 % der Jugendli-

chen und jungen Erwachsenen von 18 bis unter 25 Jahren in einem armutsgefährdeten Haus-

halt. Weiterhin wird eine zunehmende Ungleichheit konstatiert (Bäcker 2019; Dauderstädt 

2022), die sich auch in ungleichen Kindheiten niederschlägt (Hilke und Schütte 2021). Und 

auch die Corona-Pandemie ist nicht ohne Folgen für Kinder und Jugendliche geblieben. Stu-

dien zeigen beispielsweise deutliche Hinweise auf psychische Folgen für Kinder und Jugend-

liche und ein verändertes Gesundheitsverhalten von Kindern und Jugendlichen. Kinder und 

Jugendliche aus ohnehin schon benachteiligten Haushalten waren dabei nochmals stärker 

von negativen Auswirkungen betroffen (Ravens-Sieberer et al. 2021). Noch abzuwarten und 

zu evaluieren ist, wie die beschlossenen bundesweiten Unterstützungsmaßnahmen zum Auf-

fangen der Corona-Folgen, die auch explizit Kinder, Jugendliche und ihre Familien in Armuts-

lagen adressieren, wirken (Holz 2022b). Abzuwarten bleibt auch, wie sich die Situation von 

Kindern und Jugendlichen in Armutslagen vor dem Hintergrund des aktuellen Krisengesche-

hens, des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine, im Besonderen auch mit Blick auf die 

aktuelle Inflation und steigende Energiekosten (Bach und Knautz 2022), weiter entwickeln 

wird. Diese Entwicklungen schlagen sich auch in einer Belastung der öffentlichen Haushalte 

nieder, was vor allem auch die kommunalen Haushalte durch steigende Zahlen von Sozial-

leistungsbeziehenden und höhere Energiepreise vor Herausforderungen stellt 

(Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 2022). 

 

Vor diesem Hintergrund stellt sich umso mehr die Frage, was nötig ist, um die Situation von 

Kindern und Jugendlichen in materiellen Armutslagen nachhaltig zu verbessern. Empirisch 

zeigt eine Vielzahl von Befunden mehr als deutlich, dass das Aufwachsen in materiellen Ar-

mutslagen Folgen für Kindheit und Jugend hat und sich neben Verzicht und Einschränkungen 

in der Kindheit und Jugend auch deutliche Hinweise auf Folgen für weitere Lebensphasen 

ergeben. Das Aufwachsen in materieller Armut ist eine schlechtere Ausgangssituation für den 

weiteren Lebensverlauf und kann sich so negativ auf Teilhabechancen wie auch auf Gesund-

heit und Wohlbefinden über den gesamten Lebenslauf auswirken. Das steht im Kontrast zu 

sozialpolitischen Zielen wie Chancengerechtigkeit, Teilhabe und Inklusion. Der Sozialstaat 

kann seine Ziele hier nur bedingt erreichen. Aktuell gibt es eine kaum zu überblickende Fülle 

von Leistungen und Programmen auf den verschiedenen Ebenen und aus verschiedenen 

Ressorts, die die Situation von Kindern und Jugendlichen und ihren Familien im untersten 

Einkommensbereich verbessern sollen. Zwischen den verschiedenen Leistungen ergeben 

sich dabei außerdem eine Vielzahl von zu bearbeitenden Schnittstellen (Brettschneider 2019; 

Stöbe-Blossey et al. 2019, 2021; Leitner 2022).  

Das Problem ist erkannt, und eine Vielzahl von Maßnahmen wurde ergriffen. Allerdings führt 

die aktuelle Vielzahl an Leistungen für Kinder, Jugendliche und ihre Familien bislang nicht zu 

einer effektiven Armutsbekämpfung (Chassé 2022; Koch 2017), was auch aus 
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kinderrechtlicher Perspektive zu bemängeln ist (National Coalition Deutschland 2019). Hand-

lungsansätze zur Bearbeitung der Risikosituation von Kindern und Jugendlichen in Armutsla-

gen sind nicht nur auf ein Feld der Sozialpolitik zu begrenzen, sondern sind komplex verfloch-

ten mit verschiedenen sozialrechtlichen Grundlagen sowie handelnden Personen, Institutio-

nen und Programmen auf allen Ebenen und haben Schnittstellen und Schnittmengen zu wei-

teren Politikbereichen. Zu berücksichtigen ist dabei auch das Zusammenwirken mit bereits 

bestehenden Ansätzen auf den verschiedenen Ebenen wie in den Bundesländern und in den 

Kommunen und der sozialen Infrastruktur vor Ort wie auch der europäischen Ebene, auf der 

schon 2015 eine Kindergarantie verabschiedet wurde (Hanesch 2021). Deren Umsetzung ist 

in Deutschland 2022 im Rahmen eines Nationalen Aktionsplans unter dem Titel Neue Chan-

cen für Kinder in Deutschland angestoßen worden.8 Wirksame Maßnahmen gegen Kinderar-

mut müssen all diese verschiedenen Ebenen und Politikbereiche einschließen (Butterwegge 

2021). Die verschiedenen Leistungen unterschiedlicher Systeme müssen gemeinsam in den 

Blick genommen werden, und ein integrierter Ansatz ist nötig, um eine kindbezogene Ar-

muts(folgen)prävention umzusetzen (Holz 2018). Die vorliegende Studie konnte nur einen 

Ausschnitt der zu berücksichtigenden Elemente darstellen. 

 

Der kommunalen Sozialpolitik kommt bei der Bearbeitung der Risikosituation von Kindern und 

Jugendlichen eine Schlüsselfunktion zu. Problemlagen sind hier sofort ersichtlich, und es 

muss auf diese reagiert werden, es erfolgen Zugänge und Beratung zu Unterstützungsleis-

tungen, und die soziale Infrastruktur wird geplant und bereitgestellt. Mit Blick auf Armut von 

Kindern und Jugendlichen hat sich auf kommunaler Ebene im Besonderen der Aufbau kom-

munaler Präventionsketten etabliert, der auch von verschiedenen Programmen auf der Ebene 

von Bundesländern begleitet und oft von wissenschaftlicher Begleitforschung gerahmt wird. 

Ein Ansatzpunkt ist die Verbindung der bestehenden Maßnahmen und Akteure der verschie-

denen Bereiche mit Bezug zu Kindern und Jugendlichen über Netzwerkstrukturen und mit der 

Entwicklung gemeinsamer Zielvorstellungen, um die Lebenslage von Kindern und Jugendli-

chen zu verbessern. Eine Gesamtbetrachtung dieser Maßnahmen, die sich auf kommunaler 

Ebene etabliert haben, die auch Wirkungen in den Blick nimmt, wie auch eine begleitende 

Strategie auf Bundesebene fehlen bislang (Holz 2022a; Weßler-Poßberg et al. 2021). 

 

Die ergriffenen Maßnahmen sollten koordiniert ineinandergreifen und sich ergänzen. Dies ist 

auch bei der Ausgestaltung neu geplanter Vorhaben wie der Umsetzung der Kindergarantie 

oder der Einführung einer Kindergrundsicherung unbedingt zu beachten. Dazu müssen be-

stehende Maßnahmen und Ansätze und deren Umsetzung gemeinsam in den Blick genom-

men werden. In aktuellen Analysen wird das fragmentierte Mehrebenensystem mit seinen 

Schnittstellen in diesem Bereich noch nicht ausreichend berücksichtigt. Auch fehlt eine sys-

tematische Sammlung der verschiedenen oder sich überschneidenden Erkenntnisse aus den 

verschiedenen wissenschaftlichen Begleitforschungen. Dabei müssen auch regionale Unter-

schiede und unterschiedliche kommunale Ausgangsbedingungen als Aspekte von Chancen-

gerechtigkeit von Kindern und Jugendlichen in den Blick genommen und ihnen muss begeg-

net werden (Ludwig 2022), um gleichwertige Lebensverhältnisse herzustellen. Durch die ak-

tuelle Situation geraten die Kommunen weiter unter Druck, während sie gleichzeitig die kom-

munale Daseinsvorsorge für die Menschen vor Ort sichern sollen. Weiterführend sollten dazu 

auch Mehrebenenbetrachtungen umgesetzt werden, die noch stärker Rahmenbedingungen 

der verschiedenen Ebenen ebenso wie sozialräumliche Aspekte berücksichtigen. So sollte 

die Rolle der Kommunen und bestehender Handlungsansätze wie auch die Rolle von Institu-

tionen wie z. B. Kita und Schule als Regeleinrichtungen weiter beleuchtet werden. Aus diesen 

Erkenntnissen können sich weitere sozialpolitische Ansatzpunkte ergeben. 

 

8 Vgl. hierzu https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/ekin-deligoez-zur-nationalen-kinderchancen-

koordinatorin-ernannt-197138 (Zugegriffen: 07. September 2022). 

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/ekin-deligoez-zur-nationalen-kinderchancen-koordinatorin-ernannt-197138
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/ekin-deligoez-zur-nationalen-kinderchancen-koordinatorin-ernannt-197138
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Weiterhin zeigt sich auch, dass bestehende Leistungen nicht alle Anspruchsberechtigten er-

reichen bzw. die Inanspruchnahme mit Barrieren verbunden ist (Oelerich und Schaarschuch 

2021). Daher sollte generell die Gruppe der Adressat*innen verschiedener Leistungen von 

der Forschung noch stärker in den Blick genommen werden (vgl. hierzu auch Brettschneider 

und Klammer 2021; Leitner 2022), um Erkenntnisse zur Nutzung und Nicht-Nutzung zu erhal-

ten und bei der Ausgestaltung sozialpolitischer Leistungen berücksichtigen zu können. Kin-

der, Jugendliche und ihre Familien sollten als Nutzer*innen einbezogen werden, ebenso sind 

Fachkräfte aus der Praxis als Expert*innen bei der Weiterentwicklung und Ausgestaltung von 

Sozialleistungen und Programmen bzw. Projekten einzubeziehen. Passgenaue Hilfen und 

Unterstützungssysteme sollten dabei auch die Heterogenität innerhalb der Zielgruppen be-

achten. Dazu braucht es auch eine verlässliche Datengrundlage wie auch eine Sozialbericht-

erstattung auf allen Ebenen und ein Monitoring auf kommunaler Ebene (vgl. hierzu z. B. Brülle 

und Krätschmer-Hahn 2019; Gehne und Schräpler 2021; Klammer und Brettschneider 2021; 

Ulrich 2021). 

 

Neuere Befunde spiegeln außerdem eine weitere Dimension des Präventionsdilemmas wider: 

So beteiligen sich Kommunen mit einer besseren Ausgangssituation beispielsweise in Bezug 

auf die Haushaltslage oder die Personalsituation eher an Förderprogrammen im Bereich Ge-

sundheit als Kommunen mit einer deprivierten Ausgangslage (Herbert-Maul et al. 2022). Die 

Beteiligung von Kommunen an den verschiedenen Programmen oder Fördermaßnahmen ist 

in der Regel mit einer Antragstellung und dem Aufbringen von Eigenmitteln verbunden. Die 

Ausgangsbedingungen in den Kommunen sind dabei durchaus unterschiedlich (Klammer und 

Brettschneider 2021). Beispielhaft zeigen dies die dargestellten unterschiedlichen Anteile von 

Kindern im SGB-II-Bezug, und das Problem wird auch ersichtlich mit Blick auf Kommunalfi-

nanzen und Personalausstattung. Dies sollte bei der Ausgestaltung von Förderprogrammen 

für Kommunen im Bereich Kinder- und Jugendarmut Beachtung finden und muss noch weiter 

untersucht werden. Daneben besteht grundsätzlich auch die Forderung nach einer auskömm-

lichen Grundfinanzierung von sozialer Infrastruktur in den Kommunen statt zahlreicher För-

derprogramme auf allen Ebenen (Klammer und Brettschneider 2021). Grenzen der Sozialpo-

litik auf kommunaler Ebene sind im Bereich der Umverteilung und bei Reformen der Sozial-

versicherungssysteme erreicht. So kann die präventive Sozialpolitik auf kommunaler Ebene 

nicht die sozialstaatlichen Aufgaben der Bundes- oder Landesebene übernehmen. Es braucht 

einen Rahmen für die Ausgestaltung präventiver Sozialpolitik auf allen Ebenen und eine aus-

kömmliche Finanzierung sozialer Dienste. Wesentlich scheint es dabei auch, Antworten auf 

den sich in sozialen Berufen bereits deutlich abzeichnenden (Hickmann und Koneberg 2022) 

und sich erwartbar in allen Bereichen weiter verschärfenden Fachkräftemangel zu finden (Bo-

nin und Rinne 2022). 

 

Mit Blick auf die Bearbeitung der Risikosituation von Kindern und Jugendlichen in Armutsla-

gen besteht weiterer gezielter Handlungsbedarf wie auch Forschungsbedarf, um den Folgen 

materieller Armutslagen von Kindern und Jugendlichen und der (sozialen) Vererbung von Ar-

mutsbetroffenheit nachhaltig begegnen zu können. Deutlich wird auch die Notwendigkeit ei-

ner interdisziplinären und multimethodischen Herangehensweise (Brettschneider und Klam-

mer 2021; Klammer und Brettschneider 2021). Bereits in der Forschung sollten Sozialarbeits-

wissenschaft, Sozialpolitik, Sozialrecht, aber eben auch Pädagogik und Politik- und Verwal-

tungswissenschaften zusammenarbeiten, gleichzeitig sollte sich diese Multiprofessionalität 

auch in der Praxis widerspiegeln. Die Perspektive von Kindern und Jugendlichen selbst 

kommt dabei bislang noch deutlich zu kurz. Die aktuellen Zahlen unterstreichen außerdem 

nochmals die Notwendigkeit, im Besonderen auch Jugendliche und junge Erwachsene gezielt 
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in den Blick zu nehmen. Deren Armutsrisiko hat sich in den letzten Jahrzehnten signifikant 

erhöht (Deppe 2022; Groh-Samberg 2019). 
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Anhang 

Anhang 1: Armutsgefährdungsquoten in % nach Altersgruppen 2021 

  unter 18 
18 bis 

unter 25 
25 bis 

unter 50 
50 bis 

unter 65 
65 

und älter 
gesamt 

Baden-Württemberg 17,6 21,1 11,9 9,7 16,0 13,9 

Bayern 13,4 18,1 9,4 9,7 18,6 12,6 

Berlin 23,3 34,2 17,3 17,7 17,3 19,6 

Brandenburg 17,2 20,0 13,3 13,1 14,4 14,5 

Bremen 41,1 44,5 24,3 22,9 21,2 28,0 

Hamburg 20,7 29,0 13,9 14,6 19,0 17,3 

Hessen 24,4 27,9 16,7 13,1 17,7 18,3 

Mecklenburg-Vorpommern 22,4 34,5 17,1 16,3 14,5 18,1 

Niedersachsen 22,4 25,9 15,8 13,4 19,5 17,9 

Nordrhein-Westfalen 24,6 27,6 17,4 13,8 17,7 18,7 

Rheinland-Pfalz 21,2 22,0 13,9 11,8 19,9 16,5 

Saarland 22,1 18,4* 14,5 11,0 19,0 16,1 

Sachsen 20,3 34,9 16,1 14,5 14,1 17,1 

Sachsen-Anhalt 25,2 34,2 18,0 16,9 16,8 19,5 

Schleswig-Holstein 18,7 26,2 13,8 11,1 14,7 15,0 

Thüringen 23,7 34,1 17,7 15,9 16,8 18,9 

Deutschland 20,8 25,5 14,6 12,7 17,4 16,6 

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Gemeinsames Statistikportal, Daten 

des Mikrozensus 2021, eigene Darstellung  

*Aussagekraft eingeschränkt aufgrund einer niedrigen Fallzahl. 
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Anhang 2: Armutsgefährdungsquoten in % nach Altersgruppen 2011 

  unter 18 
18 bis 

unter 25 
25 bis 

unter 50 
50 bis 

unter 65 
65 

und älter 
gesamt 

Baden-Württemberg 13,1 18,4 9,4 8,5 11,9 11,1 

Bayern 11,6 15,7 8,2 9,1 16,3 11,1 

Berlin 26,2 35,9 21,2 18,7 10,2 20,6 

Brandenburg 21,0 26,0 16,3 16,9 12,3 16,8 

Bremen 31,8 39,3 21,2 16,5 13,8 22,0 

Hamburg 21,9 27,5 12,9 12,8 9,6 14,7 

Hessen 15,5 20,4 11,2 10,2 12,7 12,8 

Mecklenburg-Vorpommern 30,0 33,9 22,5 21,2 13,4 22,1 

Niedersachsen 20,4 22,5 13,8 12,1 14,5 15,5 

Nordrhein-Westfalen 22,5 25,4 15,5 12,8 12,6 16,4 

Rheinland-Pfalz 19,1 21,5 12,8 11,1 16,9 15,1 

Saarland 19,4 22,2 13,1 12,6 15,6 15,2 

Sachsen 26,2 33,5 19,8 20,1 10,7 19,5 

Sachsen-Anhalt 28,6 32,1 20,8 21,1 12,1 20,6 

Schleswig-Holstein 15,8 21,7 12,6 12,0 12,1 13,6 

Thüringen 21,2 26,3 16,1 16,9 11,4 16,7 

Deutschland 18,7 23,2 13,6 12,7 13,2 15,0 

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Gemeinsames Statistikportal, Daten 

des Mikrozensus 2011, eigene Darstellung  

Die Vergleichbarkeit zu den Daten des Jahres 2021 ist eingeschränkt aufgrund methodischer 

Veränderungen ab dem Erhebungsjahr 2020. 
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